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Wie repräsentativ ist unsere 
Demokratie eigentlich? 

Überlegungen zum luxemburgischen Wahlsystem

In einem Band zum hundertsten Jahrestag 
der Einführung des allgemeinen Wahl-
rechts1 hatte ich einen Beitrag der Frage 
gewidmet, ob unser Wahlsystem gerecht 
ist. Dabei hatte ich mich auf den Aspekt 
der Wahlgerechtigkeit konzentriert, d. h. 
auf die Forderung, alle Wahlberechtig-
ten sollten den gleichen Ein!uss auf die 
Zusammensetzung des Parlaments haben. 
Das demokratische Defizit, das viele 
im hohen Prozentsatz der Wohn- und 
Erwerbsbevölkerung sehen, die von den 
Nationalwahlen ausgeschlossen sind, hatte 
ich dagegen nur am Rande behandelt. In 
den folgenden Zeilen möchte ich zunächst 
die darin beschriebenen formalen Pro-
bleme und Ungerechtigkeiten des Wahl-
systems zusammenfassen und anhand der 
Ergebnisse der letzten Parlamentswahl 
im Jahr 2023 veranschaulichen. Danach 
werde ich die aktuelle Diskussion in der 
Commission des institutions über eine 
Wahlrechtsreform darstellen und dabei 
besonders den Aspekt des Ausländer-
wahlrechts bzw. des Einwohnerwahlrechts 
(citoyenneté de résidence) thematisieren.

Ist!unser!Wahlsystem!gerecht?

Unser Wahlsystem wird vor allem wegen 
der Benachteiligung kleiner Parteien 
kritisiert. Dies liegt an der veralteten 
d’Hondt-Regel zur Sitzberechnung, die 
in Art. 64.3 der Verfassung unter der 
Formulierung „représentation propor-
tionnelle, conformément au principe du 
plus petit quotient électoral“ verankert ist. 
Ihre Anwendung nach der Rechenanlei-
tung von Hagenbach-Bischo" wird in den 
Artikeln 159 und 160 des Wahlgesetzes 
näher erläutert. Die Berechnung der soge-
nannten Restsitze hat dabei insbesondere 
für kleine Parteien in kleinen Bezirken 
Glücksspielcharakter.

Abbildung 1 zeigt die Anzahl der Wähler2, 
die eine Liste bei den Parlamentswahlen 
2023 benötigten, um einen Sitz zu erhal-
ten. Die Abbildung bestätigt auf eklatante 
Art und Weise die fehlende Erfolgswert-
gleichheit für die Wähler der verschiede-
nen Parteien. Während die Piraten 4 810 
Stimmen für einen Sitz benötigen, sind es 
bei der DP nur 2 967. Hätten die Fokus-
Stimmen den gleichen Wert wie die DP-
Stimmen, müsste auch diese Liste einen 
Sitz erhalten. Es sei denn, es würde eine 
Mindesthürde festgesetzt, um eine Auf-
splitterung der Parteienlandschaft zu ver-
hindern. Dies ist zwar nicht explizit der 
Fall, doch durch die Rechenmethode ent-
steht diese Hürde automatisch. Im Osten 
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benötigt eine Liste 12,5 %, im Norden 
10 %, um sicher einen Sitz zu erhalten, 
während es im Zentrum nur 4,5 % und 
im Süden 4,2 % sind. Dormal spricht von 
einer „natürlichen Sperrklausel“, durch 
die das vom Verhältniswahlsystem gege-
bene Versprechen, „dass auch kleine Par-
teien es scha"en können“, unterlaufen 
wird3 – und das auf ungleiche Weise für 
die vier Bezirke.

Die Einteilung der Wahlbezirke sowie die 
Zuteilung der Sitze zu den Wahlbezirken 
werden von den Parteien immer wieder als 
ungerecht kritisiert. Die aktuelle Sitzzahl 
der vier Wahlbezirke stammt aus dem Jahr 
1988 und wurde damals von Alex Bodry 
und François Biltgen beim Chefverhand-
ler Henri Grethen zu Hause ausgehan-
delt, wie Bodry in seinem neuesten Buch 
enthüllt.4 Dabei wurde auch die zuvor 
bestehende Anpassung an die demogra-
$sche Entwicklung ersatzlos gestrichen. 
Die Bezirksgrenzen stammen noch aus 
dem Jahr 1919 und spiegeln teilweise die 
politischen Kon!ikte jener Zeit wider. So 
sollte beispielsweise die parlamentarische 
Vertretung der in den Industriestädten des 
Südens starken Linken durch deren Ein-
bettung in das ländliche Umfeld begrenzt 
werden. Diese Einteilung hat mit den 
heute weiterhin bestehenden regionalen 
Identitäten nur noch wenig zu tun und 
trägt der Lebenswirklichkeit ihrer mobi-
len Bewohner kaum Rechnung. Eine im 
Fün%ahresrhythmus anlässlich der Par-
lamentswahlen durchgeführte Umfrage 
zeigt, dass die Forderung nach einem ein-
zigen nationalen Wahlbezirk immer mehr 
Anhänger $ndet. 1999 sprachen sich 25 
Prozent der Wahlberechtigten dafür aus. 
Ab 2009 waren es über 50 % und inzwi-
schen wurde ein Sockel von ca. 70 % 
erreicht.5 

Ein landesweiter Wahlbezirk würde die 
Benachteiligung kleiner Parteien durch 
das aktuelle Rechenmodell wesentlich 
abschwächen, da es nur noch eine einzige 
Restsitzberechnung gäbe. Die Unzufrie-
denheit vieler Ortschaften (z. B. Kopstal 
und Leudlingen) mit der Bezirkszugehö-
rigkeit hätte ein Ende. Diese Reform wird 
allerdings dadurch erschwert, dass die 
vier Bezirke mit ihrer geogra$schen Auf-
teilung in der Verfassung verankert sind 
(Art. 64.2).

Damit wird eine weitere juristische Unge-
reimtheit des luxemburgischen Wahl-
systems angesprochen. Diese stellt zwar 
keine Ungerechtigkeit dar, bringt aber 
einiges durcheinander, wie der nächste 
Absatz zeigt. Anstatt sich auf allgemeine 
Prinzipien zu beschränken, beinhaltet 
die Verfassung auch technische Einzel-
heiten wie die erwähnte Bezirkseintei-
lung und die Sitzberechnungsmethode. 
Wichtige Aspekte wie die Möglichkeit 
des „Panaschierens“ haben hingegen nur 
Gesetzesstatus, obwohl es die Grundlage 
der luxemburgischen Konsensdemokratie 
bildet.

Eine!neue!Runde!im!Reformkarussell

Genau dieses Spannungsverhältnis zwi-
schen Verfassung und Wahlgesetz bildet 
den Ausgangspunkt für eine neuerliche 
Diskussion über das Wahlgesetz. Bei der 
Neuformulierung der Verfassung im Jahr 
2023 ist nämlich eine „bourde légistique“, 
also ein Patzer im Gesetzgebungsprozess 
unterlaufen, auf den der Staatsrat bereits 
kurz vor deren Inkrafttreten aufmerksam 
gemacht hatte. In ihr wurde die Eintra-
gung der bislang geltenden familiären 
Inkompatibilität vergessen. Darunter 
ist zu verstehen, dass beispielsweise Ver-
wandte ersten Grades oder Verheiratete 
nicht gleichzeitig Mitglieder im Parlament 
oder im selben Gemeinderat sein können. 
Damit hat Artikel 133 des Wahlgesetzes, 
in dem diese Unvereinbarkeit verankert 
ist, keine verfassungsmäßige Grundlage 
mehr. Nach der Doppelwahl im letzten 
Jahr hat Premierminister Luc Frieden die 
Parteien aufgefordert, ihre Meinung zu 
diesem Punkt sowie weitere Änderungs-
wünsche einzubringen, um die wahl-
freie Periode bis 2028 für eine erneute 

Anpassung des Wahlgesetzes zu nutzen. 
Am 10. Mai 2025 wurden die Vorschläge 
der Parteien in der zuständigen Kommis-
sion (Commission des institutions) vorge-
stellt und diskutiert.6

In ihrer Stellungnahme beruft sich die 
CSV auf den Koalitionsvertrag, der keine 
Änderung der Verfassung vorsieht, um alle 
diesen Rahmen sprengenden Änderungen 
abzulehnen. Da 40 von 60 Stimmen für 
eine Verfassungsrevision erforderlich sind, 
hat die CSV mit ihren 21 Abgeordneten 
eine Sperrminorität und es fehlt die not-
wendige Mehrheit für die Wiedereinfüh-
rung der familiären Inkompatibilität. Die 
Kommission hat sich bereits diesem Dik-
tat gebeugt, sodass das Wahlgesetz entspre-
chend abgeändert werden muss.7 Darüber 
hinaus sind viele Vorschläge der anderen 
Parteien von vornherein nicht umsetzbar, 
da vier der 17 von der Parlamentsverwal-
tung herausgefilterten Themenschwer-
punkte eine Verfassungsänderung erfor-
dern. Dies betri"t genau die &emen, die 
im Zentrum der Frage nach der Wahlge-
rechtigkeit stehen. Die Wahlbezirke, die 
Abgeordnetenzahl, die Sitzberechnung 
und die Ausweitung des aktiven und pas-
siven Wahlrechts auf Nicht-Luxembur-
ger und auf Personen unter 18 Jahren.8 
Ohne das d’Hondt-Verfahren und die 
Bezirksaufteilung hätte die CSV nur 18 
Sitze9, also keine Sperrminorität, genauso 
wie während der zehnjährigen Gambia-
Koalition. Doch das damalige Parlament 
hat die Gelegenheit zu einer Reform des 
Wahlsystems nicht wahrgenommen.

Ein!neues!Referendum!für! 
das!Ausländerwahlrecht?

Rechtzeitig zum 10. Jahrestag des Refe-
rendums vom 17. Juni 2015, bei dem sich 
78  % der Abstimmenden nach mona-
telangen heftigen Debatten gegen ein 
Wahlrecht für Nicht-Luxemburger aus-
gesprochen hatten, verö"entlicht die Asso-
ciation de soutien aux travailleurs immigrés 
(ASTI) eine Meinungsumfrage, bei der 
sich 58 % der befragten Luxemburger 
über 18 Jahren positiv zum Wahlrecht 
für Nicht-Luxemburger aussprachen. 
Die Stichprobe ist allerdings sehr klein 
(N= 574) und ihre Repräsentativität steht 
durch den Rückgri" auf ein Internetpa-
nel auf sehr wackeligen Füßen.10 Eine 

Eine im Fün!ahresrhythmus 
anlässlich der Parlamentswahlen 

durchgeführte Umfrage zeigt, 
dass die Forderung nach einem 
einzigen nationalen Wahlbezirk 
immer mehr Anhänger "ndet.
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ähnliche Umfrage, die die ASTI anläss-
lich ihres 40-jährigen Bestehens vor sechs 
Jahren durchgeführt hat, kam zu einem 
vergleichbaren Ergebnis. Damals sprachen 
sich 61 % der Befragten (N = 560) für ein 
Wahlrecht für Nicht-Luxemburger aus.11 

In ihren Reformvorschlägen machen die 
Parteien deutlich, wie sie zu Referendum 
und Ausländerwahlrecht stehen. Die CSV 
und die DP erwähnen das &ema nicht. 
Die ADR unterstreicht, dass die Frage 
mit der Entscheidung des Referendums 
vom Tisch ist. Die Piraten und die Grü-
nen betonen zwar, dass sie das Referen-
dum anerkennen, wollen aber weiterhin 
nach Wegen suchen, um das demokrati-
sche De$zit zu beheben, das durch den 
Ausschluss der Hälfte der Bevölkerung 
von den Parlamentswahlen entsteht. Als 
einen solchen Weg erwähnen die Piraten 
beispielsweise eine Reform des Conseil 
national des étrangers (CNE). Déi Lénk 
fordern, anscheinend vom Referendum 
unbeeindruckt, ihrerseits das Wahlrecht 
für alle Einwohner: „Nous revendiquons 
une citoyenneté de résidence“.

Mit dem Argument, dass die von der Uni-
versität Luxemburg im Auftrag des Parla-
ments durchgeführten POLINDEX-Stu-
dien einen günstigen Trend hin zu einer 
stärkeren Beteiligung der in Luxemburg 
ansässigen ausländischen Bürger zeigen, 
will sich die LSAP über das Ergebnis des 
Referendums von 2015 hinwegsetzen. Ihr 
Vorschlag: Diese sollen das aktive Wahl-
recht erhalten – allerdings nur unter der 
doppelten Bedingung, dass sie seit mindes-
tens fünf Jahren in Luxemburg leben und 
zuvor bereits an einer Kommunal- oder 
Europawahl teilgenommen haben. Dazu 
soll ein neuerliches Referendum abgehal-
ten werden. Auch die Grünen beziehen 
sich auf die POLINDEX-Studien, in 
denen sich 2023 38 % und 2024 40 % 
der 1 058 befragten Personen mit luxem-
burgischer Staatsbürgerschaft für die Aus-
weitung des Wahlrechts für Ausländer bei 
Parlamentswahlen aussprachen.12

Deren Leiter Philippe Poirier sieht in die-
sem Ergebnis einen Ausdruck dafür, dass 
sich die Zusammensetzung der sozio-
logischen Basis der Wählerschaft stark 
verändert hat – auch dank des seit dem 
Referendum erleichterten Zugangs zur 

Staatsbürgerschaft. Er plädiert allerdings 
dafür, die durch das Referendum geschaf-
fenen Fakten erst einmal 20 Jahre lang zu 
akzeptieren. „Sonst scha"t man Instabi-
lität und Misstrauen“, sagte er in einem 
Interview.13 

Also ein neues Referendum, wie es die 
LSAP fordert, für 2025? Der Meinungs-
umschwung, den sie und auch die Grü-
nen in den neuen Umfragen auszumachen 
glauben, ist ein reines Artefakt, genauso 
wie die Umfragewerte vor dem Referen-
dum 2015, die nicht mit dem tatsächli-
chen Ergebnis übereinstimmen (siehe 
Abbildung 2). Nimmt man die vier rezen-
ten Umfragen trotz methodologischer 
Bedenken ernst, so zeigt ein Vergleich der 
beiden ASTI-Umfragen einen Rückgang 
der Zustimmung, während die beiden 
POLINDEX-Studien eine Stagnation 
anzeigen.14

Das!andere!Demokratiedefizit

Als die ASTI 1981 ihre Kampagne für das 
kommunale Ausländerwahlrecht begann, 
berief sie sich explizit auf die Einfüh-
rung des allgemeinen Wahlrechts von 
1919: Nachdem das Zensuswahlrecht, 
die „discrimination basée sur l’argent“, 
abgescha"t worden war, müsse nun auch 
jede andere Einschränkung abgescha"t 
werden.16 Aufgrund ihres ausdauernden 
Kampfs ist die formale Hürde der Staats-
angehörigkeit gefallen und Luxemburg 
gehört zu der Hälfte der EU-Staaten, die 
das kommunale Wahlrecht nicht nur EU-
Bürgern, sondern allen Einwohnern, also 

auch den sogenannten Drittstaatlern, ein-
räumen. Dank unermüdlicher Einschrei-
bekampagnen ist die Zahl der registrierten 
ausländischen Wähler von 35 000 bei den 
Kommunalwahlen 2017 auf über 50 000 
im Jahr 2023 gestiegen.17 Wegen der star-
ken Zuwanderung und weil die Klausel 
der Mindestaufenthaltsdauer von fünf Jah-
ren zwischen beiden Wahlgängen entfallen 
ist, ist der Anteil der auf den Wählerlisten 
eingetragenen wahlberechtigten ausländi-
schen Wohnbevölkerung in diesem Zeit-
raum von 23 % auf 20 % gesunken. Die 
CEFIS-Studie, der diese Daten entnom-
men sind, erklärt den prozentualen Rück-
gang auch mit der Naturalisierung vieler 
Ausländer in diesem Zeitraum. Am höchs-
ten war er mit sechs Prozentpunkten bei 
den Montenegrinern, von denen viele den 
luxemburgischen Pass erworben haben.

Es reicht nicht aus, formale Hürden abzu-
bauen, um den Wunsch und die Möglich-
keit zur politischen Teilhabe zu scha"en. 
Es bleiben andere indirekte Hürden beste-
hen, die eine Art modernen „versteckten 
Zensus“18 bilden: Mangel an zeitlichen, 
finanziellen sowie Bildungsressourcen. 
Benötigt wird nicht nur formales Wis-
sen über Institutionen oder politische 
Akteure, sondern auch die Überzeugung, 
die Illusio (Bourdieu), dass die Teilnahme 
am Spiel möglich ist und sich lohnt.19

In der Debatte um das Ausländerwahl-
recht wird oft außer Acht gelassen, dass 
das „Nein“ im Referendum paradoxer-
weise zu einer von allen Parteien außer der 
ADR getragenen Ö"nung des Zugangs 

Zustimmung!der!luxemburgischen!Wahlberechtigten!zum! 
Ausländerwahlrecht!in!verschiedenen!Umfragen!
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zur Staatsbürgerschaft geführt hat. In der 
Folge besitzen immer mehr Luxembur-
gerinnen und Luxemburger mindestens 
eine zweite Staatsangehörigkeit. Laut der 
Volkszählung von 2021 waren es 61 207, 
was einem Anteil von 18,0 % der Bevölke-
rung entspricht. Vor zehn Jahren waren es 
lediglich 5,2 %.20 

Die Erfahrungen mit den Einschreibun-
gen in die kommunalen Wählerlisten 
sowie die Erleichterung der Einbürge-
rung lassen die Forderung nach einem 
Wahlrecht für Ausländer bei den Parla-
mentswahlen an Dringlichkeit verlieren. 
In dem heutigen pluralen Luxemburg 
nimmt die Unterscheidung zwischen Pass-
luxemburgern und anderen Einwohnern 
zunehmend ab. Was nicht bedeutet, dass 
es keine Interessensunterschiede zwischen 
alteingesessenen Familien mit hohem Ver-
ankerungskapital und Neubürgern gibt. 
Doch in einem „postdemokratischen Zeit-
alter“21, in dem demokratische Institutio-
nen (wie Parlamente und Rechtsstaatlich-
keit) zwar formal weiterhin existieren, de 
facto jedoch zunehmend zu leeren Hüllen 
werden, läuft die Diskussion um das Aus-
länderwahlrecht ins Leere.22 Sie adressiert 
nicht die wahren Probleme des luxembur-
gischen Trittbrettfahrerstaates und seines 
multikulturellen Gemeinwesens. Man 
denke nur an den mittlerweile auch für 
viele Inhaber des luxemburgischen Passes 
unerschwinglichen Wohnungsmarkt. Im 
Parlament sind Staatsbedienstete und Frei-
beru!er überrepräsentiert, Beschäftigte aus 
der Privatwirtschaft hingegen unterreprä-
sentiert. Gleiches gilt für Frauen. Darüber 
hinaus $ndet eine Professionalisierung der 
Politik statt, sodass eine neue Kaste von 
Berufspolitikern entsteht, von der sich die 
Bürger immer weniger repräsentiert füh-
len, was zur Polarisierung der Gesellschaft 
beiträgt. In Luxemburg ist dies dank der 
Kleinheit des Landes und der Besonder-
heiten des Wahlsystems – hauptsächlich 
das Panaschieren – noch nicht so ausge-
prägt wie in unseren Nachbarländern. 
Doch auch hier gibt es eine zunehmende 
Zahl an Wahlbürgerinnen und -bürgern, 
die für populistische Diskurse und deren 
Triggerthemen anfällig sind.  
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